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// Im Blickpunkth

Das BAG hat j�ngst in seinem Urteil vom 22.7.2008 (1 ABR 40/07) differenziert zu den Mitbestimmungsrechten des Kon-

zernbetriebsrats bei Verhaltenskodices entschieden. Freckmann, die u. a. das Verfahren �ber alle Instanzen f�hrte, zeigt

auf der Ersten Seite auf, welche klare Wegweisung das BAG f�r die Einf�hrung von Ethikrichtlinien mit dieser Entschei-

dung vornahm. Sittard stellt in seinem BB-Kommentar im Anschluss an den auszugsweisen Urteilsabdruck die unter-

schiedlichen Mitbestimmungsrechte des Konzernbetriebsrats dar.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr.WernerWalk,

Rechtsanwalt bei CMSHasche

Sigle, Stuttgart

Beteiligungsrechte des Betriebs-
rats bei der Anwendung des AGG

Die Frage, ob und in welchem Umfang einem

Betriebsrat bei der Anwendung desAGGBetei-

ligungsrechte zustehen, ist derzeit noch nicht

h�chstrichterlich entschieden. Zu diesem The-

menkomplex gibt es erste Entscheidungen

von LAG; in drei dieser F�lle sind Rechtsbe-

schwerden beim BAG anh�ngig.

W�hrendnachder Einf�hrungdesAGGdie ein-

zelnen Benachteiligungsmerkmale des § 1

AGG und die richtige Handhabung bei Stellen-

ausschreibungen und -besetzungen im Fokus

des Interesses standen, r�cken nunmehr auch

die betriebsverfassungsrechtlichen Bestim-

mungen des AGG in den Mittelpunkt der be-

trieblichen und gerichtlichen Praxis. Dabei ist

insbesondere § 17 Abs. 2 AGG von Interesse,

wonach der Betriebsrat einen Unterlassungs-

anspruch gegen den Arbeitgeber hat, wenn

dieser einen groben Rechtsverstoß gegen die

im AGG auferlegten Pflichten begangen hat.

Ferner ist der Arbeitgeber nach §§ 13

Abs. 1, 12 Abs. 5 AGG zur Errichtung einer Be-

schwerdestelle verpflichtet, an die sich eventu-

ell benachteiligt f�hlende Besch�ftigte wen-

den k�nnen. Inwieweit ein Betriebsrat bei der

Errichtung der Beschwerdestelle, deren Beset-

zung und der Ausgestaltung des Beschwerde-

verfahrens zu beteiligen ist, ist derzeit noch

nichth�chstrichterlichgekl�rt.

Die Erfahrung zeigt, dass in den oben genann-

ten Bestimmungen des AGG Konfliktpotential

f�r die Betriebspartner steckt, das bisher von

vielen Unternehmen untersch�tzt wurde. Mit

Spannung bleibt abzuwarten, wie das BAG in

den anh�ngigen Verfahren entscheiden wird.

Entscheidungen
BAG: Befristeter Arbeitsvertrag bei B�

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

30.10.2008 – 8 AZR 855/07 – wie folgt: Die �ber-

tragung bisher von der Bundeswehr durchgef�hr-

ter milit�rischer Instandsetzungsarbeiten auf eine

neu gegr�ndete GmbH stellt keinen Betriebs�ber-

gang dar, wenn die bisherige Instandsetzungsein-

heit durch die Bundeswehr aufgel�st wird.
(PM BAG vom 30.10.2008)

BAG: Altersteilzeit bei B� in der Insolvenz

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

30.10.2008 – 8 AZR 54/07 – wie folgt: Bei einem

Betriebs�bergang gehen gem�ß dem Altersteil-

zeitgesetz gestaltete Arbeitsverh�ltnisse nach

§ 613a Abs. 1 S. 1 BGB auch dann auf den Be-

triebserwerber �ber, wenn im sog. „Blockmodell“

die Arbeitsphase schon vor dem Betriebs�ber-

gang abgeschlossen war. Das gilt grunds�tzlich

auch bei einem Betriebserwerb nach Er�ffnung

der Insolvenz. In diesem Fall sind aber die bereits

erarbeiteten Verg�tungsanspr�che des nicht

mehr arbeitspflichtigen Altersteilzeit-Arbeitneh-

mers Insolvenzforderungen, f�r die der Betriebs-

erwerber nicht haftet.
(PM BAG vom 30.10.2008)

BAG: Tariflicher Abfindungsanspruch bei

Personalabbau im �ffentlichen Dienst

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

30.10.2008 – 6 AZR 738/07 – wie folgt: Nach § 4

Abs. 1 und 2 des Tarifvertrags zur sozialen Absi-

cherung hat ein unter den BAT-O fallender Ar-

beitnehmer, dessen Arbeitsverh�ltnis aus Gr�n-

den des Personalabbaus gek�ndigt wird, einen

Anspruch auf eine Abfindung in H�he von einem

Viertel der letzten Monatsverg�tung f�r jedes

volle Jahr der Besch�ftigungszeit.
(PM BAG vom 30.10.2008)

BAG: Abgrenzung der bAV von anderen

Leistungen

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 28.10.

2008 – 3 AZR 317/07 – wie folgt: Eine betriebliche

Altersversorgung liegt vor, wenn die im Betriebs-

rentengesetz abschließend aufgez�hlten Voraus-

setzungen erf�llt sind: Der Arbeitgeber muss die

Zusage aus Anlass eines Arbeitsverh�ltnisses ertei-

len. Die Leistungspflichtmuss nach dem Inhalt der

Zusage durch ein im Gesetz genanntes biologi-

schesEreignis (Alter, Invalidit�toderTod) ausgel�st

werden. Die zugesagte Leistung muss einem Ver-

sorgungszweck dienen. Unter einer „Versorgung“

sind alle Leistungen zu verstehen, die den Lebens-

standard des Arbeitnehmers oder seiner Hinter-

bliebenen imVersorgungsfall, wenn auch nur zeit-

weilig, verbessern sollen. Auf die Bezeichnung der

Leistung und sonstige Formalien kommt es nicht

an. Ebenso wenig spielt es eine Rolle, aus wel-

chen Gr�nden und aus welchem Anlass die Ver-

sorgungsleistung versprochenwurde.
(PM BAG vom 28.10.2008)

BAG: Branchen�bliches Zeugnis –

beredtes Schweigen

Das BAG entschied in seinemUrteil vom 12.8.2008

– 9 AZR 632/07 – wie folgt: Soweit f�r eine Berufs-

gruppe oder in einer Branche der allgemeine

Brauchbesteht,bestimmteLeistungenoderEigen-

schaften des Arbeitnehmers im Zeugnis zu erw�h-

nen (hier: Stressbelastbarkeit eines Tageszeitungs-

redakteurs), ist deren Auslassung regelm�ßig ein

versteckter Hinweis f�r den Zeugnisleser, der Ar-

beitnehmer sei in diesem Merkmal unterdurch-

schnittlich oder allenfalls durchschnittlich zu be-

werten (beredtes Schweigen). Der Arbeitnehmer

hat dann Anspruch darauf, dass ihm ein erg�nztes

Zeugnis erteilt wird. Dies gebieten die Grunds�tze

von Zeugnisklarheit und Zeugniswahrheit.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2514-1

unterwww.betriebs-berater.de

Finanzkrise
Verl�ngerung des Kurzarbeitergeldes

Bundesarbeitsminister Scholz will das Kurzarbei-

tergeld von zw�lf Monate auf 18 Monate verl�n-

gern. Forderungen nach einer Verl�ngerung auf

24 Monate wies er zur�ck, da derzeit nicht von

einer Krise �ber die Dauer von zwei vollen Jahren

auszugehen sei. Sollte sich die Situation �ndern,

k�nnte schnell nachgesteuert werden.
(www.bmas.de vom 30.10.2008)
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